




 
 

Positionen der DKG vom 16. Juni 2015 zur 
 

Weiterentwicklung des Psych-Entgeltsystems 
 

 
Die Deutsche Krankenhausgesellschaft hat die Entwicklung des neuen Psych-
Entgeltsystems in den letzten fünf Jahren gemeinsam mit den Selbstverwaltungs-
partnern aktiv und konstruktiv vorangetrieben. Begleitend hierzu hat sich die DKG 
auch intensiv mit der zum Teil massiven Systemkritik auseinandergesetzt. Mit den 
grundlegenden Änderungen des PEPP-Kataloges für 2015 hat die Selbstverwaltung 
die Kritik, soweit dies möglich war, aufgegriffen. Allerdings kann auch mit diesen An-
passungen des Kataloges die Kritik an der Zielsetzung als leistungsorientiertes 
Preissystem nicht ausgeräumt werden, da dieses in den gesetzlichen Vorgaben ver-
ankert ist. 
 
Die aktuellen Beratungen in den Gremien der DKG und auch die Gespräche mit den 
psychiatrischen Fachgesellschaften haben gezeigt, dass begründete Zweifel an der 
Einführung eines leistungsbezogenen Preissystems bestehen: 

- In einem leistungsorientierten Preissystem müssen die Leistungen eindeutig 
beschrieben werden und die Behandlungskonzepte soweit standardisiert sein, 
dass die Behandlung nicht maßgeblich durch die Vergütung bestimmt wird. 
Der aktuelle Stand des PEPP-Kataloges zeigt jedoch, dass eine Beschreibung 
von psychiatrischen Behandlungsleistungen mit dem Ziel der Kostentrennung 
und vor dem Hintergrund der Erlösrelevanz trotz mehrjähriger Bemühungen 
problematisch ist. 

- In einem leistungsorientierten Preissystem ist mit einem Anstieg des Bürokra-
tieaufwands durch Dokumentationspflichten und die Komplexität der Abrech-
nung zu rechnen. In den Optionskrankenhäusern zeichnet sich bereits eine so 
massive Zunahme des Bürokratie- und Misstrauensaufwands durch die Rech-
nungsprüfungen der Krankenkassen ab, dass der Patientenversorgung in 
nicht mehr vertretbarem Maße Personalressourcen entzogen werden. 

- Im DRG-System hat sich die Erwartung, dass sich die Kostenentwicklungen in 
den Preisen widerfinden, nicht erfüllt. So führen die anteilige Finanzierung von 
zusätzlichen Leistungen und die Verrechnung mit Ausgabenentwicklungen in 
anderen Bereichen zu sachfremden Preisabsenkungen für alle Krankenhäu-
ser. Diese Mechanismen sind aufgrund des steigenden Versorgungsbedarfs 
erst recht für den Psych-Bereich nicht akzeptabel. 

- Die für eine sachgerechte Finanzierung der regionalen Pflichtversorgung in ei-
nem leistungsorientierten Preissystem erforderliche Abgrenzung von Pflicht-
versorgung und allgemeiner Behandlung der Patienten ist höchst problema-
tisch, so dass keine systemkonforme Lösung erkennbar ist. 

- Die Versorgungsqualität wurde bisher auf der Ebene der Strukturqualität durch 
die Budgetwirksamkeit der Psych-PV gefördert. In dem neuen Psych-
Entgeltsystem soll der G-BA Personalanforderungen als Maßnahme der Quali-
tätssicherung definieren. Eine systemkonforme Lösung für die Refinanzierung 
der G-BA-Anforderungen ist in einem Preissystem, in dem die krankenhausin-
dividuellen Personalkosten oder eine Zweckbindung von Budgetanteilen keine 
Rolle mehr spielen dürfen, nicht zu erkennen. 
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Positionen der DKG 
 
Vor dem Hintergrund dieser Erfahrungen und Einschätzungen vertritt die DKG fol-
gende Positionen: 

- Die vorgesehene Preisorientierung des neuen Entgeltsystems ist aus Sicht der 
DKG für die psychiatrische und psychosomatische Versorgung nicht geeignet. 

- Das Leistungsverständnis der psychiatrischen Behandlungskonzepte besteht 
in der Bereitstellung von geeigneten Angeboten, die entsprechend der indivi-
duellen Situation der Patienten genutzt werden. Die DKG befürwortet nach wie 
vor das Ziel einer leistungsgerechten Finanzierung. Allerdings sollte das Fi-
nanzierungssystem dem besonderen Leistungsverständnis der Psych-
Versorgung Rechnung tragen, indem nicht einzelne Behandlungsleistungen, 
sondern das Versorgungsangebot der Einrichtung in den Mittelpunkt der Fi-
nanzierung treten. 

- Transparenz ist kein Selbstzweck, sondern muss geeignet sein, die Versor-
gungsstrukturen sinnvoll weiterzuentwickeln und die Ressourcen sinnvoll ein-
zusetzen. Die Krankenhäuser sind gerne bereit, sinnvolle Transparenzindika-
toren zu liefern. Hierzu könnte ggf. auch ein mit dieser Zielsetzung weiterent-
wickelter PEPP-Katalog genutzt werden. 

- Die Qualität der Psych-Versorgung kann am besten über die Versorgungs-
strukturen gesteuert und sichergestellt werden. Entsprechend muss auch das 
Finanzierungssystem auf gewollten Strukturen und den hierfür erforderlichen 
Personalbedarf abstellen. 

- Das Entgelt- und Abrechnungssystem muss bürokratiearm sein und der Miss-
trauensaufwand auf das Notwendige begrenzt werden, um die begrenzten 
Personalressourcen für die Patientenversorgung zu erhalten. Auch sollten die 
Anreizwirkungen berücksichtigt und ggf. normativ gesteuert werden. 

- Eine Umverteilung der Finanzmittel zwischen den Krankenhäusern bzw. eine 
Konvergenz hin zu landeseinheitlichen „Preisen“ ist aufgrund der problemati-
schen Abbildung und Bewertung von psychiatrischen Leistungen nicht zu ver-
antworten. Insbesondere unberechtigte Budgetkürzungen würden die regiona-
le Versorgung massiv gefährden. 

 

Vorschlag der DKG 

Die DKG schlägt vor, das neue Psych-Engeltsystem nicht als Preissystem einzufüh-
ren. Die Umsetzung der aufgezeigten Ziele kann eher erreicht werden, indem Rege-
lungen und Instrumente für eine bedarfsgerechte, aber auch leistungsorientierte 
Budgetfindung nach den folgenden Eckpunkten geschaffen werden: 

- Maßgeblich für das Krankenhausbudget sollen der Versorgungsbedarf der Pa-
tienten, die Aufgaben (insbesondere Pflichtversorgung) und das Patienten- 
und Leistungsspektrum eines Krankenhauses sein. 

- Zur Bestimmung des Versorgungsbedarfs ist insbesondere der Personalbe-
darf zu berücksichtigen. Hierzu ist eine zeitgemäße Nachfolgeregelung für die 
Psych-PV zu entwickeln, die alle Bereiche der psychiatrischen und psycho-
somatischen Versorgung abbildet. 

- Transparenz kann über einen angepassten PEPP-Katalog geschaffen werden. 
Der PEPP-Katalog sollte hierzu auf medizinisch und versorgungspolitisch 
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sinnvolle Gruppen und nicht mehr auf bestmögliche „Kostentrennung“ ausge-
richtet werden. Nur so kann die erreichte Transparenz auch sinnvoll interpre-
tiert und genutzt werden. 

- Zudem kann ein angepasster PEPP-Katalog als Abrechnungssystem im Sinne 
von Abschlagszahlungen auf das krankenhausindividuelle Budget eingesetzt 
werden. Da die PEPP-Entgelte in diesem System nicht mehr maßgeblich die 
Höhe des Budgets bestimmen, können die Entgelte wesentlich stärker pau-
schaliert werden als in einem Preissystem. Somit kann der Bürokratie- und 
Misstrauensaufwand auf ein sinnvolles Maß begrenzt werden. Dennoch wären 
die PEPP-Entgelte auch als Abschlagszahlungen wesentlich stärker patien-
ten- und leistungsorientiert, als die bisherigen Abteilungs- und Basispflegesät-
ze. 

- Bei Einsatz eines bürokratiearmen PEPP-Kataloges mit Bewertungsrelationen 
als Abrechnungssystem, müssen die Vertragspartner auf der Ortsebene einen 
krankenhausindividuellen Entgeltwert vereinbaren. Somit werden auch Kos-
tenunterschiede zwischen den Krankenhäusern durch eine einfache Kennzahl 
transparent und Gegenstand der Budgetverhandlungen. Dies führt zu einer 
stärkeren Orientierung der Budgets am Patienten- und Leistungsspektrum der 
Krankenhäuser auf dem Wege der Verhandlung, ohne das eine „automati-
sche“ und unreflektierte Umverteilung wie bei der Konvergenz im Preissystem 
stattfindet. 

Die DKG befürwortet und unterstützt auch weiterhin die Weiterentwicklung des Fi-
nanzierungssystems für die psychiatrische und psychosomatische Versorgung. Al-
lerdings sollten die aus dem DRG-System übernommenen Grundsätze eines Preis-
systems und des Wettbewerbs um Patienten und Leistungen verlassen werden und 
das Versorgungsangebot der Einrichtung in den Mittelpunkt der Finanzierung treten. 
Die DKG unterstützt ebenfalls die Weiterentwicklung von sinnvollen und nachhaltigen 
Versorgungsstrukturen. Mit der Nachhaltigkeit ist aber auch die Erwartung von zuver-
lässigen gesetzlichen Rahmenvorgaben verbunden. Auch hierfür bietet ein Budget-
system bessere Möglichkeiten, um die regionale Versorgung zu gestalten, als ein 
leistungsbezogenes Wettbewerbssystem.  


